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Einstellung  aller Verfahren  gegen  S21 GegnerInnen  
und  Amnestie für die bereits Verurteilten!
Tausende Menschen mussten am 30.09.2010 im Stuttgarter 
Schlossgarten erfahren, was Polizeigewalt bedeutet. Über 1200 
Strafverfahren sind die Kriminalisierungsbilanz der Bewegung 
gegen Stuttgart 21. Sitzblockaden, Spontandemonstrationen, 
Baumbesetzungen und vieles mehr sollen nun vor Gericht ver-
handelt werden. Doch die Protestbewegung gegen Stuttgart 21 
ist nur eine von vielen Bewegungen, die immer wieder mit dem 
Vorwurf des „Verstoßes gegen das Versammlungsgesetz“ kon-
frontiert wird. Das Stuttgarter Bündnis für Versammlungsfreiheit 
beobachtet, dass die Behörden in den letzten Jahren immer häu-
figer demokratische Protestformen bestraft haben.
Zu den bereits genannten Repressionen kamen in den letzten 
Wochen mehrere Fälle, in denen Hausdurchsuchungen bei jour-
nalistisch aktiven DemonstrantInnen aus dem S21-Protestum-
feld durchgeführt wurden um Videoaufnahmen sicherzustellen. 
Pikanterweise waren die zu beschlagnahmenden Aufnahmen 
bereits frei im Internet zugänglich. Es ist offensichtlich, dass hier 
versucht wird, die BerichterstatterInnen einzuschüchtern. 

Für ein Versammlungsgesetz, das Protest nicht behindert!
Als Bündnis stellen wir klare Forderungen an ein fortschrittli-
ches Versammlungsgesetz: Sitzblockaden, Streikposten und 
Spontandemonstrationen müssen hierbei ohne Einschränkun-
gen gestattet werden. Spürbarer Protest und kreative Aktionsfor-
men müssen möglich bleiben. Ein neues Versammlungsgesetz 
muss behördlicher Willkür und polizeilichen Schikanen einen 
Riegel vorschieben.

Die Erfahrungen der vergangenen Jahre zeigen, dass das 
Grundrecht auf Versammlungsfreiheit nichts ist, was uns ge-
schenkt wird. Es kommt vielmehr darauf an, dass wir uns unser 
Recht nehmen und aktiv dafür kämpfen.

Das Bündnis für Versammlungsfreiheit ruft dazu auf:
- Nehmen Sie Ihr Grundrecht wahr, beteiligen Sie sich an  		
  Demonstrationen!
- Solidarisieren Sie sich mit den Opfern der Repression und 	
   engagieren Sie sich für das Grundrecht auf 
  Versammlungs freiheit!

Die Unterschriftensammlung, das Forum für Versamm-
lungsfreiheit am 18.11.2011 und die  im November geplante 
Demonstration für ein fortschrittliches Versammlungsrecht 
können nur der Auftakt sein!

Mehr Informationen: www.versammlungsrecht.info

FORUM & DEMONSTRATION
NOVEMBER 2011
ACHTET AUF ANKÜNDIGUNGEN


